
weiter Einheitlichkeit in der Behandlung des Ver­
fahrens sicherzustellen.

IV.
E i n s t w e i l i g e  A n o r d n u n g e n

Über einstweilige Anordnungen im Ehe- und Haus­
ratsverfahren gibt es eine Reihe von Vorschriften.

A) Während des Eheprozesses:
Die Befugnisse des Prozeßgerichts auf Erlaß einst­

weiliger Anordnungen im Eheprozeß nach § 627 ff. ZPO 
besteht nach wie vor. Diese Befugnis ist durch § 19 
der Hausratsordnung auf Angelegenheiten der Woh­
nung und des Hausrats ausgedehnt, so daß hierfür 
während des Eheprozesses der Scheidungsrichter zu­
ständig ist. Hier ist also der Grundsatz des § 1, II der 
Hausratsverordnung über die ausschließliche Zu­
ständigkeit des Hausratsgerichts in Hausrats- Und 
Wohnungssachen durchbrochen. Hieran ist auch durch 
die neue Regelung nichts geändert. Nach § 11 der 
Durchführungsverordnung vom 17. Mai 1949 erläßt 
diese Anordnung der Vorsitzende allein, also auch da, 
wo Schöffen mitwirken, doch sollen diese mit zuge­
zogen werden, wenn dies ohne Nachteile für die Be­
teiligten zeitlich möglich ist (Ziff. V der mehrfach er­
wähnten Rundverfügung des Chefs der Deutschen 
Justizverwaltung vom 11. Juni 1949). Auch wenn ein 
Hausratsverfahren neben dem Eheprozeß schwebt, 
b l e i b t  a l s o  f ü r  d i e s e  e i n s t w e i l i g e  A n ­
o r d n u n g  ü b e r  H a u s r a t  u n d  W o h n u n g  d a s  
E h e g e r i c h t  z u s t ä n d i g  u n d  e s  g i l t  h i e r f ü r  
d a s  R e c h t  d e s  Z i v i l p r o z e s s e s .  Diese Vor­
schriften gelten für die Dauer des Eheprozesses, und 
die getroffenen Regelungen bleiben nach rechtskräfti­
gem Abschluß des Eheverfahrens auf Grund besonde­
rer Vorschrift der Hausratsverordnung (§ 19, 2) auch 
für Wohnung und Hausrat bis zu einer anderweiten 
Regelung im H a u s r a t s v e r f a h r e n  in Kraft.

Nun bestimmt aber daneben § 13, IV der Hausrats- 
verordnung ganz allgemein und ohne jede Einschrän­
kung, daß der Richter auf diesem Gebiet zu einst­
weiligen Anordnungen berechtigt ist, und § 16 Abs. 3 
stellt nochmals ausdrücklich klar, daß auch aus diesen 
einstweiligen Anordnungen die Zwangsvollstreckung 
zulässig ist. Es besteht hier eine gewisse Konkurrenz 
der gerichtlichen Zuständigkeiten, die bisher kaum 
möglich war, da ja die rechtskräftige Scheidung der 
Ehe V o r a u s s e t z u n g  der Einleitung eines Haus­
ratsverfahrens war, während jetzt beide nebeneinander 
laufen. Nach Lage der Sache wird hierbei die Vorschrift 
des § 13 Abs. 3 der Hausratsverordnung zurücktreten 
müssen. Solange also ein Eheprozeß schwebt, ist eine 
Zuständigkeit des Hausratsgerichts, für eine einst­
weilige Anordnung auf dem Gebiet der Wohnung und 
des Hausrats nicht gegeben, und zwar selbst dann nicht, 
wenn entsprechende Anträge gestellt werden sollten. 
Dies gilt auch dann, wenn das Hausratsverfahren ein 
Bestandteil des Eheprozesses war, dann ausgesetzt 
wurde und nach Beendigung des Eheprozesses fortge­
setzt wird, denn, wie oben ausgeführt, ist es trotz der 
Aussetzung ein Teil des Eheverfahrens geblieben. Die 
Notwendigkeit dieser Auslegung ergibt sich daraus, daß 
man nicht zwei Zuständigkeiten nebeneinander schaffen 
kann.

B) N a c h  r e c h t s k r ä f t i g e m  A b s c h l u ß  d e s  
E h e p r o z e s s e s  wird man unterscheiden müssen: 
War ein Antrag auf Hausratsteilung oder hinsichtlich 
der Wohnung im Eheprozeß gestellt, so bleibt wie zu 
A) ausgeführt, auch bei Aussetzung des Hausratsver­
fahrens bis zur Rechtskraft des Eheurteils das Ehe­
gericht zuständig; etwaige einstweilige Anordnungen 
sind also von diesem zu erlassen. War aber ein solcher 
Antrag nicht gestellt, so ist das Hausratsgericht zu­
ständig geblieben, und es steht ihm das Recht zu, die 
etwa notwendigen einstweiligen Anordnungen zu er­
lassen.

C) Wie nun liegen die Verhältnisse vor Einleitung 
des Eheprozesses und vor Stellung eines Antrags auf 
Hausratsteilung? Ist ein Eheprozeß noch nicht einge­
leitet, so gelten die allgemeinen Bestimmungen der 
§§ 935 ff. ZPO. Die ausschließliche Zuständigkeit nach 
§ 1 der Hausratsverordnung gilt nur für rechtskräftig 
geschiedene Ehen. Liegt aber eine rechtskräftige 
Scheidung vor, so kann man den Standpunkt vertreten, 
daß solche einstweiligen Anordnungen nur im Rahmen 
der Hausratsverordnung zulässig sind, d. h. daß sie nur

erlassen werden können, wenn ein Antrag auf Haus­
ratsteilung bereits vorliegt. Auch der Verfasser hat 
diesen Standpunkt früher vertreten, hat sich aber 
überzeugt, daß er nicht aufrecht zu erhalten ist. Daß 
die Notwendigkeit einstweiliger Anordnungen bestehen 
kann, auch bevor ein Teilungsverfahren schwebt, läßt 
sich nicht bestreiten, so z. B. wenn ein Ehepartner im 
Begriffe ist, den in seinem Besitz stehenden Hausrat zu 
verschleudern. Der Weg der normalen einstweiligen 
Verfügung ist dem Beteiligten verschlossen, da § 1 der 
Hausratsverordnung eine a u s s c h l i e ß l i c h e  Zu­
ständigkeit des Hausratsgerichts für die ihr unter­
liegenden Rechtsverhältnisse schafft. Der Weg nach 
§ 627 ZPO ist aber natürlich vor Einleitung oder nach 
Abschluß des Scheidungsverfahrens ebenfalls nicht 
gangbar. Es kann in Fällen dieser Art den Beteiligten 
nicht jede Möglichkeit eines sofort wirksamen Rechts­
schutzes genommen werden. Man wird also grundsätz­
lich einstweilige Anordnungen nach der Hausratsver­
ordnung auch da zulassen, wo ein Hausratsverfahren 
selbst noch nicht schwebt, immer vorausgesetzt, daß 
ein rechtskräftiges Scheidungsurteil vorliegt, da ja eine 
rechtskräftig geschiedene Ehe Voraussetzung jeder An­
wendung der Verordnung ist und bleibt, soweit es sich 
nicht um Anträge handelt, die schon während des Ehe­
prozesses gestellt sind.

D) Ist während des Eheprozesses auch über Hausrat 
oder Wohnung eine einstweilige Regelung durch das 
Ehegericht erfolgt, so bleibt diese, wie erwähnt, nach 
§ 19 der Hausratsverordnung im Falle der Scheidung 
„bis zu einer anderweiten Regelung nach den Vor­
schriften dieser Verordnung“ bestehen. Kann mm eine 
solche einstweilige Regelung des Ehegerichts nach 
Scheidung der Ehe durch eine v o r l ä u f i g e  Anord­
nung des Hausratsgerichts gemäß § 13 IV der Haus­
ratsverordnung außer Kraft gesetzt oder geändert wer­
den oder ist hierzu eine e n d g ü l t i g e  Entscheidung 
des Hausratsgerichts erforderlich? Die Frage ist dahin 
zu beantworten, daß in solchen Fällen auch eine vor­
läufige Anordnung des Hausratsgerichts eine Änderung 
der vom Ehegericht getroffenen vorläufigen Regelung 
herbeiführen kann. Der Wortlaut der Verordnung, der 
ganz allgemein von einer „Regelung nach den Vor­
schriften dieser Verordnung“ spricht, schließt dies nicht 
aus, und das praktische Bedürfnis spricht für eine 
solche Auslegung, da schnelle Entscheidungen auch in 
diesem Stadium des Verfahrens sich in der Praxis als 
notwendig erweisen können. Im übrigen wird man 
gerade auf diesem Gebiet des Hausrats und der Woh­
nung zweckmäßigerweise einstweilige Anordnungen 
auf die wirklich dringenden Fälle beschränken. Die 
Erfahrung zeigt, daß manche Beteiligte oder ihre Ver­
treter sehr geneigt sind, sich mit Hilfe solcher einst­
weiliger Anordnungen in den Besitz des Hausrats oder 
gar der Wohnung zu setzen und damit ein fait accom- 
plit zu schaffen. Gerade in diesem Verfahren aber 
spielt der Besitz, also der tatsächliche Zustand, eine er­
hebliche Rolle. Es muß grundsätzlich daran festgehalten 
werden, daß auch im Hausratsverfahren — wie im 
normalen Zivilprozeß — die einstweilige Anordnung 
keinen e n d g ü l t i g e n  Zustand schaffen und der end­
gültigen Entscheidung nicht vorgreifen soll. Man wird, 
wenn irgend möglich zu vermeiden haben, daß schon 
auf Grund einer einstweiligen Anordnung Hausrat, der 
im Besitz des einen ehemaligen Ehepartners ist, in den 
Besiitz und die Nutzung des anderen übergeht, weil 
damit der endgültigen Regelung vorgegriffen ist. Ist 
die Angelegenheit soweit geklärt, daß man eine end­
gültige Entscheidung für einen Teil der streitigen Ge­
genstände für möglich hält, für einen anderen aber 
noch nicht, so wird man eine Teilentscheidung einer 
einstweiligen Anordnung vorziehen. . Hierbei wird 
keineswegs verkannt, daß Teilentscheidungen eigentlich 
dem Wesen der Hausratsregelung widersprechen, da an 
sich über eine gerechte Teilung des Hausrats nur e i n ­
m a l  entschieden werden kann. Auch hier aber werden 
die praktischen Bedürfnisse und das Bestreben, den 
Beteiligten zu helfen, solchen mehr theoretischen Er­
örterungen vorzugehen haben.

V.
Es ist in diesen Ausführungen und Vorschlägen 

mehrfach bewußt von den Anschauungen abgewichen 
worden, die dem mehr formalen Recht des Zivilpro­
zesses, der Zwangsvollstreckung oder auch des BGB
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